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GESETZGEBUNG

STEUERHINTERZIEHUNG: BUNDESREGIERUNG 

SAGT BRIEFKASTENFIRMEN DEN KAMPF AN

Die Veröffentlichung der „Panama Papers“ im April 2016 löste 
eine rege Diskussion über die Steuerumgehung mittels - meist im 
Ausland angesiedelter - Domizilgesellschaften (Briefkastenfir-
men) aus. Das sind Unternehmen, die in den jeweiligen Sitzstaa-

ten formal errichtet werden und rein rechtlich zwar existieren, dort 
jedoch gar nicht wirtschaftlich aktiv sind.

Um Rückschlüsse auf den wahren Inhaber zu verhindern, wer-
den die Firmen teils von nur zum Schein tätigen Personen oder 
Gremien geleitet und durch rechtliche Konstruktionen stark ver-
schachtelt. Die eigentlichen unternehmerischen Entscheidungen 
treffen nach außen unsichtbare Dritte. Diese Domizilgesellschaf-
ten dienen meist der Verschleierung von Vermögensverhältnis-
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sen, Zahlungsströmen bzw. wirtschaftlichen Aktivitäten und letzt-
lich auch der Steuerumgehung.

Ende 2016 hat die Bundesregierung einen Gesetzentwurf auf 
den Weg gebracht, der die Möglichkeiten der Finanzbehörden 
zur Bekämpfung dieser Steuerumgehung verbessern soll. Er 

sieht unter anderem folgende Maßnahmen vor:

 ● Anzeigepflichten über den Erwerb bestimmter Beteiligungen 
an ausländischen Gesellschaften sollen vereinheitlicht und 

erweitert werden. So sollen Steuerpflichtige künftig auch 

Geschäftsbeziehungen zu Personengesellschaften, Körper-
schaften, Personenvereinigungen oder Vermögensmassen 
in Drittstaaten (außerhalb der EU) beim Finanzamt anzeigen 
müssen, wenn sie diese unmittelbar oder mittelbar beherr-
schen. Verstoßen sie gegen diese Anzeigepflicht, kann dies 
nicht nur mit einem Bußgeld von bis zu 25.000 € geahndet wer-
den. Auch soll das Finanzamt länger Zeit haben, ihren Steuer-
bescheid zu ändern.

 ● Finanzinstitute sollen verpflichtet werden, von ihnen herge-
stellte oder vermittelte Geschäftsbeziehungen inländischer 
Steuerpflichtiger zu Drittstaatengesellschaften unter bestimm-
ten Voraussetzungen dem Finanzamt mitzuteilen. Bei Pflicht-
verletzung drohen Bußgelder.

 ● Das steuerliche Bankgeheimnis soll abgeschafft und soge-
nannte Sammelauskunftsersuchen sollen gesetzlich ermög-
licht werden. Dabei wendet sich das Finanzamt beispielsweise 
an eine Bank und fragt nach den Namen von Kunden, die ei-
nen bestimmten steuerlichen Tatbestand erfüllen (z.B. Zutei-
lung von Bonusaktien).

 ● Die Möglichkeiten der Finanzverwaltung zum sogenannten 
Kontenabruf sollen erweitert werden, um ermitteln zu kön-
nen, ob ein Steuerpflichtiger Verfügungsberechtigter oder 
wirtschaftlich Berechtigter eines Kontos bzw. Depots einer 
natürlichen Person, Personengesellschaft, Körperschaft, 
Personenvereinigung oder Vermögensmasse mit Wohnsitz, 
gewöhnlichem Aufenthalt, Sitz, Hauptniederlassung oder Ge-
schäftsleitung im Ausland ist.

 ● Kreditinstitute sollen im Rahmen der Legitimationsprüfung 

auch das steuerliche Identifikationsmerkmal des Kontoinha-
bers, jedes anderen Verfügungsberechtigten und jedes ande-
ren wirtschaftlich Berechtigten erheben und aufzeichnen.

 ● Der Katalog der Fälle besonders schwerer Steuerhinterzie-
hung soll um die fortgesetzte Steuerhinterziehung durch 
verdeckte Geschäftsbeziehungen zu beherrschten Drittstaa-
ten-Gesellschaften erweitert werden. Die Zahlungsverjäh-
rungsfrist in Steuerhinterziehungsfällen soll sich von fünf auf 

zehn Jahre verlängern.

Das Gesetzgebungsverfahren soll noch vor der parlamentari-
schen Sommerpause 2017 abgeschlossen sein und die Maßnah-
men sollen bereits nach der Verkündung des Gesetzes in Kraft 
treten. Wir werden Sie nach Abschluss des Gesetzgebungsver-
fahrens umfassend über die Änderungen informieren.

BUNDESREGIERUNG WILL BETRIEBLICHE 

ALTERSVERSORGUNG STÄRKER FÖRDERN
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Die Bundesregierung hat einen Gesetzentwurf zur Förderung 

der betrieblichen Altersversorgung auf den Weg gebracht. 

Unter anderem sind folgende Maßnahmen vorgesehen, die über-
wiegend ab 2018 greifen sollen:

1. Beitragszusagen statt fester Rentenzusagen

 ● Zur Entlastung der Arbeitgeber von den Haftungsrisiken für 
Betriebsrenten soll es künftig möglich sein, auf der Grundla-
ge von Tarifverträgen reine Beitragszusagen einzuführen. Für 

diesen Fall sind auch keine Mindest- bzw. Garantieleistungen 
mehr vorgesehen.

 ● Die einschlägigen Tarifverträge sollen auch für nichttarifge-
bundene Arbeitgeber und Beschäftigte gelten können.

2. Sozialrechtliche Rahmenbedingungen

 ● In der Grundsicherung im Alter, bei Erwerbsminderung und bei 
der ergänzenden Hilfe zum Lebensunterhalt in der Kriegsop-
ferfürsorge sollen freiwillige Zusatzrenten wie Betriebs- und 
Riester-Renten künftig bis zu 202 € monatlich anrechnungsfrei 
bleiben. Dies soll insbesondere Geringverdienern den Aufbau 

einer betrieblichen Altersversorgung ermöglichen.
 ● Über den Arbeitgeber organisierte Riester-Renten sollen in der 

Verrentungsphase künftig ebenfalls beitragsfrei in der gesetzli-
chen Kranken- und Pflegeversicherung sein.

3. Steuerrechtliche Rahmenbedingungen

 ● Die Grundzulage für die Riester-Rente soll von 154 € auf 165 € 
steigen. Das sind zwar nur 11 € im Jahr, aber die können Sie 
sich als Versicherter beim Riester-Vertrag sparen, ohne die 
maximale Förderung bzw. den höchsten Steuerabzug zu ge-
fährden.

 ● Um Geringverdiener zu unterstützen, soll ein neues steuerli-
ches Fördermodell für zusätzliche Beiträge des Arbeitgebers 
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in die betriebliche Altersversorgung des Arbeitnehmers einge-
führt werden. Der Förderbetrag beträgt 30 % und soll durch 
Verrechnung mit der vom Arbeitgeber abzuführenden Lohn-
steuer ausgezahlt werden. Der Förderbetrag soll Beschäftig-
ten mit einem Bruttoeinkommen von bis zu 2.000 € pro Monat 
zur Verfügung stehen. Für Beiträge von mindestens 240 € bis 
höchstens 480 € im Kalenderjahr beträgt der Förderbetrag so-
mit 72 € bis 144 €.

 ● Bisher konnten bis zu 4 % der Beitragsbemessungsgrenze der 
allgemeinen Rentenversicherung steuer- und abgabenfrei in 
eine betriebliche Altersversorgung eingezahlt werden. Dieser 

Höchstbetrag soll auf 8 % angehoben werden.

UNTERNEHMER

WANN EINE ABTRETUNGSERKLÄRUNG ALS 

RECHNUNGSKORREKTUR ANZUERKENNEN IST

Hat ein Unternehmer in einer Rechnung für eine Lieferung oder 
sonstige Leistung einen höheren Umsatzsteuerbetrag offen aus-
gewiesen, als er nach dem Umsatzsteuergesetz (UStG) schul-
det, so schuldet er auch den ausgewiesenen Mehrbetrag.

Hinweis: Über diesen Grundsatz zum unrichtigen Steuer-
ausweis will der Gesetzgeber eine Gefährdung des Umsatz-
steueraufkommens verhindern, die sich aus dem Recht zum 
Vorsteuerabzug durch den Leistungsempfänger ergeben 
kann.

Bei bestimmten Umsätzen (z.B. bei Bauleistungen) verlagert das 
UStG die Steuerschuldnerschaft vom leistenden Unternehmer auf 
den Empfänger der Leistung; der leistende Unternehmer muss in 
diesem Fall in seiner Rechnung auf die Steuerschuldnerschaft 
des Leistungsempfängers hinweisen. Weist der leistende Unter-
nehmer in einer solchen Rechnung gleichwohl die Umsatzsteuer 
offen aus, schuldet er diese nach der höchstrichterlichen Recht-
sprechung ebenfalls aufgrund des Grundsatzes zum unrichtigen 
Steuerausweis. Er kann diese Steuerschuld aber nachträglich 

abwenden, indem er dem Leistungsempfänger eine schriftlich 

berichtigte Rechnung zukommen lässt. Die Rückgabe der 

ursprünglichen Rechnung ist nicht erforderlich, auch muss 
das Korrekturschreiben keine zivilrechtlich richtige Rechnung 

sein - es genügt, wenn nur der Steuerbetrag berichtigt wird.

Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass eine wirksame Be-

richtigung des Steuerbetrags auch dann vorliegt, wenn der leis-
tende Unternehmer in einer Abtretungsanzeige an das Finanz-
amt eine Abtretungserklärung abgibt, die

 ● dem Leistungsempfänger zugeht,
 ● spezifisch und eindeutig auf eine oder mehrere ursprüngliche 

Rechnungen bezogen ist und

 ● deutlich macht, dass der leistende Unternehmer über seine 
Leistungen (statt wie bisher mit) ohne Umsatzsteuer abrech-
nen will.

GMBH-GESCHÄFTSFÜHRER

GEBURTSTAG EINES GESCHÄFTSFÜHRERS: 

„RUSTIKALE“ FEIER IM BETRIEB IST ABSETZBAR
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Wenn Arbeitnehmer die Kosten für eine Geburtstagsfeier im be-
ruflichen Kontext als Werbungskosten abrechnen, beißen sie bei 
Finanzämtern und Steuergerichten häufig auf Granit. Grünes 
Licht für einen Kostenabzug hat der Bundesfinanzhof (BFH) 
allerdings im Fall eines Geschäftsführers einer kommunalen 
Wohnungsbaugesellschaft aus Rheinland-Pfalz gegeben: Der 
Mann hatte anlässlich seines 60. Geburtstages sämtliche Mit-
arbeiter und „seinen“ Aufsichtsratsvorsitzenden an einem Frei-
tagnachmittag in die Werkstatthalle des Betriebes eingeladen. 
Die Kosten der Geburtstagsfeier von 35 € pro Person rechnete 
der Geschäftsführer später als Werbungskosten in seiner Ein-
kommensteuererklärung ab.

Ob die Kosten einer Feier privat (= nicht abziehbar) oder beruf-

lich (= abziehbar) veranlasst sind, muss nach dem Urteil an-
hand folgender Kriterien überprüft werden:

 ● Anlass der Feier: Von erheblichem Gewicht für die steuer-
liche Behandlung der Feierkosten ist der Anlass der Feier. 

Gleichwohl kann eine berufliche Veranlassung auch bei einem 
privaten Feieranlass wie einem Geburtstag gegeben sein, 
wenn andere Umstände der Feier hierfür sprechen.

 ● Gastgeber und Ort der Veranstaltung: Steuerlich relevant 

ist zudem, wer als Gastgeber auftritt, wer die Gästeliste be-
stimmt und an welchem Ort die Veranstaltung stattfindet.

 ● Gäste: Ein besonderes Augenmerk muss bei der Prüfung der 
Kostenveranlassung auf die Frage gelegt werden, nach wel-
chen Kriterien die Gästeliste zusammengestellt worden ist. 
Werden Arbeitskollegen aufgrund ihrer Zugehörigkeit zu einer 

bestimmten betrieblichen Einheit (z.B. Abteilung) oder nach 
ihrer Funktion (z.B. Außendienstmitarbeiter) eingeladen, legt 
diese Eingrenzung den Schluss nahe, dass die Kosten für 
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diese Gäste beruflich veranlasst und damit abziehbar sind. 
Werden hingegen nur ausgesuchte Arbeitskollegen eingela-
den, spricht dies dafür, dass diese Personen aufgrund freund-
schaftlicher Kontakte eingeladen wurden, was wiederum eine 
private Veranlassung nahelegt.

 ● Kosten der Feier: Bei der steuerlichen Beurteilung einer Feier 

ist zudem zu prüfen, ob sich die Kosten im Rahmen vergleich-
barer betrieblicher Veranstaltungen bewegt haben.

Gemessen an diesen Kriterien war die Feier im Urteilsfall so gut 
wie ausschließlich beruflich veranlasst - und damit absetzbar. Zu 
dieser Einstufung trug bei, dass der Geschäftsführer sämtliche 
Mitarbeiter eingeladen hatte und der Arbeitgeber in die Organi-
sation der Veranstaltung eingebunden war. Auch die maßvollen 
Kosten von 35 € pro Teilnehmer, Veranstaltungsort und -zeit so-
wie die Billigung der Feier durch den Arbeitgeber sprachen nach 
Ansicht des BFH für einen beruflichen Bezug.

Hinweis: Ein weiteres Indiz für die berufliche Veranlassung 
der Firmenfeier war für die Bundesrichter, dass der Ge-
schäftsführer seinen Geburtstag zusätzlich im privaten Rah-
men - und mit deutlich höheren Kosten - gefeiert hatte.

ARBEITGEBER UND ARBEITNEHMER

BMF BEANTWORTET FRAGEN ZUR BESTEUERUNG 

VON BETRIEBSVERANSTALTUNGEN

Für Betriebsveranstaltungen wie Betriebsausflüge, Weihnachts- 
oder Jubiläumsfeiern sieht das Einkommensteuergesetz seit 
2015 einen Freibetrag vor: Zuwendungen, die Arbeitnehmer an-
lässlich solcher Veranstaltungen vom Arbeitgeber erhalten (z.B. 
in Form von Speisen, Getränken, Bühnenauftritten), können bis 
zu einer Höhe von 110 € pro Betriebsveranstaltung und Teil-

nehmer steuerfrei bleiben; nur für die übersteigenden Kosten 

fällt (Lohn-)Steuer an.

Hinweis: Vor 2015 bestand eine Freigrenze von 110 € pro 
Betriebsveranstaltung und Teilnehmer, so dass die komplet-
ten Zuwendungen versteuert werden mussten, wenn die 
110 € auch nur geringfügig überschritten worden waren.

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat in einem Antwortschrei-
ben an die Spitzenverbände der deutschen Wirtschaft nun diver-
se Praxisfragen zur steuerlichen Behandlung von Betriebsveran-
staltungen ab 2015 beantwortet. Die drei wichtigsten Aussagen 
im Überblick:

 ● Pro-Kopf-Aufteilung der Feierkosten: Das BMF weist dar-
auf hin, dass die Gesamtkosten der Feier zur Berechnung des 

110-€-Freibetrags weiterhin zu gleichen Teilen auf alle bei der 
Feier tatsächlich anwesenden Teilnehmer aufgeteilt werden 
müssen. Die Umrechnung darf nicht auf Grundlage der Zahl 
der angemeldeten Teilnehmer erfolgen.

Hinweis: Für Arbeitgeber hat diese Sichtweise den Nachteil, 
dass eine Betriebsveranstaltung zu unbeabsichtigten steu-
ererhöhenden Folgen führen kann, wenn wesentlich weni-
ger Gäste erscheinen, als ursprünglich angemeldet waren. 
Denn in diesem Fall bleiben die Kosten der Feier häufig na-
hezu gleich, müssen aber auf weniger Köpfe umgerechnet 
werden als geplant, so dass der 110-€-Freibetrag schneller 
überschritten wird.

 ● Einrechnung von Geschenken: Unter den Freibetrag können 

nur Zuwendungen fallen, die „anlässlich“ einer Betriebsveran-
staltung anfallen - hierfür muss ein konkreter Zusammenhang 
zwischen Geschenk und Betriebsveranstaltung bestehen. 

Geschenke, die allen oder einzelnen Arbeitnehmern nur „bei 
Gelegenheit“ einer Betriebsveranstaltung überreicht werden, 
sind hingegen vom Anwendungsbereich des Freibetrags aus-
geschlossen. Bei Geschenken bis 60 € pro Arbeitnehmer darf 
der Arbeitgeber nach dem BMF-Antwortschreiben pauschal 
unterstellen, dass sie „anlässlich“ einer Betriebsveranstaltung 
zugewandt wurden und somit unter den Freibetrag fallen.

 ● Behandlung von Reisekosten: Arbeitgeber können ihren 

Arbeitnehmern die bei einer Betriebsveranstaltung anfallen-
den Reisekosten (Fahrt- und Übernachtungskosten, Verpfle-
gungsmehraufwendungen) separat steuerfrei erstatten, wenn 
die Veranstaltung außerhalb der ersten Tätigkeitsstätte des 

Arbeitnehmers stattfindet, der Arbeitnehmer wegen der Be-
triebsveranstaltung anreisen muss und er seine An- und Ab-
reise selbst organisiert. Das BMF weist darauf hin, dass bei 
arbeitgeberseitiger Organisation der Anreise über betriebsin-
terne Reisemanagementsysteme keine separate steuerfreie 
Reisekostenerstattung möglich ist, sondern die übernomme-
nen Reisekosten vom Arbeitgeber in den 110-€-Freibetrag ein-
gerechnet werden müssen.

AUSGLEICHSZAHLUNG BEI ÜBERTRAGENER 

ANWARTSCHAFT AUF ALTERSVERSORGUNG

Wird einem Arbeitnehmer eine Altersversorgung nach beamten-
rechtlichen Grundsätzen zugesagt und leistet er im Zuge eines 
Arbeitgeberwechsels eine Ausgleichszahlung, um die Anrech-
nung von geleisteten Dienstzeiten beim neuen Arbeitgeber zu 
erreichen, so ist dieser Betrag als Werbungskosten abziehbar 

- das geht aus einem Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) hervor.

Geklagt hatte ein Sparkassenvorstand, der im Jahr 2009 zu einer 
anderen Sparkasse gewechselt war; der alte Arbeitgeber hatte 
ihm bei Beschäftigungsbeginn eine betriebliche Altersversorgung 
nach beamtenrechtlichen Grundsätzen zugesagt. Im Zuge des 
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Arbeitgeberwechsels gingen die Pensionsrückstellungen und die 

Versorgungsansprüche des Vorstandsmitglieds auf den neuen 
Arbeitgeber über. Den Wert der bisher vom Vorstandsmitglied 
erworbenen Anwartschaft auf Altersversorgung bezifferten die 

Beteiligten auf 63.893 €. Das Vorstandsmitglied zahlte diesen 
Betrag an seinen alten Arbeitgeber, der wiederum eine betrags-
gleiche Überweisung an den neuen Arbeitgeber vornahm.

Nach Ansicht des BFH konnte das Vorstandsmitglied die Zah-
lung als Werbungskosten bei seinen nichtselbständigen Einkünf-
ten abziehen. Entscheidend war für den BFH, dass sich durch 
die Zahlung die ruhegehaltsfähigen Dienstzeiten beim neuen 
Arbeitgeber und somit die künftigen (voll zu besteuernden) Ver-
sorgungsbezüge des Vorstandsmitglieds erhöht hatten. Die Zah-

lung stand daher in einem Zusammenhang mit den künfti-

gen Versorgungsbezügen und diente der Erzielung dieser 

Einkünfte, was zu den zentralen Voraussetzungen für den Wer-
bungskostenabzug gehört.

HAUSBESITZER

WANN EIN MEHRFAMILIENHAUS 

ALS MEHRERE OBJEKTE GILT
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Als privater Grundstückseigentümer weiß man: Wenn man sein 
Grundstück erst zehn Jahre nach dem Kauf wieder veräußert, 
dann wird der Verkaufsgewinn nicht besteuert. Anders sieht es 

aus, wenn man als Unternehmer ein Betriebsgrundstück veräu-
ßert. Der Gewinn ist dann immer steuerpflichtig. In beiden Fäl-
len haben die Veräußerer aber eines gemeinsam: Sie kennen 
die steuerlichen Folgen des Verkaufs. Ziemlich ungünstig ist es 
dagegen, wenn unbekannt ist, ob man seine Immobilie als Unter-
nehmer oder Privatperson veräußert.

So erging es einem Ehepaar aus Nordrhein-Westfalen, das drei 

Mehrfamilienhauskomplexe innerhalb von zwei bis drei Jah-

ren nach dem Kauf wieder veräußerte. Unstrittig war, dass der 
Gewinn von über 850.000 € versteuert werden musste. Aber 
nach Auffassung des Finanzamts fiel der Veräußerungsgewinn 

nicht im privaten Bereich an. Denn dadurch, dass sie drei Jahre 

zuvor bereits ein anderes Grundstück veräußert hatten, über-
schritten die Eheleute die sogenannte Dreiobjektgrenze. Diese 

besagt, dass wer mehr als drei Objekte innerhalb von fünf Jah-
ren veräußert, steuerlich als Unternehmer mit gewerblichem 

Grundstückshandel gilt. Zu der Einkommensteuer kam also 
Gewerbesteuer dazu.

Das Finanzgericht Düsseldorf (FG) bestätigte dies nicht nur, son-
dern fügte noch hinzu, dass die Eheleute nicht bloß vier Objekte 
veräußert hatten, sondern weitaus mehr. Denn alle Objekte wa-
ren Mehrfamilienhäuser. Das allein ist zwar noch kein Grund, ein 

Haus als mehrere Objekte zu betrachten, aber die Komplexe 
standen auf geteilten Flurstücken. Eine wirtschaftliche Einheit, 
auf die bei der Betrachtung als ein Objekt abgestellt wird, lag da-
mit nicht mehr vor. Insgesamt zählte das FG daher 15 veräußerte 
Objekte. Dass alle an denselben Käufer gingen und der Verkauf 
in einer Urkunde besiegelt worden war, spielte keine Rolle.

ALLE STEUERZAHLER

ALLEINERZIEHENDE KÖNNEN KEINEN 

SPLITTINGTARIF BEANSPRUCHEN

Eheleute und eingetragene Lebenspartner können beim Finanz-
amt die Zusammenveranlagung wählen, so dass sie einkommen-
steuerlich wie eine Person behandelt werden und der sogenann-
te Splittingtarif zur Anwendung kommt. In diesem Fall rechnet 
das Finanzamt das Jahreseinkommen von beiden Partnern zu-
sammen, halbiert den Betrag und berechnet anschließend für 
diese Hälfte die Einkommensteuer. Die errechnete Steuer wird 
anschließend verdoppelt und für das Ehepaar festgesetzt.

Hinweis: In der Regel zahlen Ehe- bzw. Lebenspartner mit 
dem Splittingtarif weniger Steuern als bei einer Einzelveran-
lagung, denn durch das Splittingverfahren werden Nachteile 
abgemildert, die der progressive Einkommensteuertarif mit 
sich bringt. Insbesondere Paare mit unterschiedlich hohen 
Verdiensten können auf diese Weise viel Steuern sparen. 
Verdienen beide Partner hingegen nahezu gleich viel, ergibt 
sich fast keine Steuerersparnis.

Wer ohne Trauschein mit seinem Partner zusammenlebt oder 
Single ist, muss sein Einkommen nach dem Grundtarif versteu-
ern. In diese Gruppe fallen nach einem neuen Beschluss des 
Bundesfinanzhofs (BFH) auch Alleinerziehende. Geklagt hatte 
eine verwitwete Mutter zweier Kinder, die in ihrer Besteuerung 
nach dem Grundtarif einen Verfassungsverstoß gesehen hatte. 
Der BFH stufte die Besteuerung von Alleinerziehenden nach 

dem Grundtarif jedoch als verfassungsgemäß ein. Ein An-
spruch auf den Splittingtarif besteht nach Gerichtsmeinung selbst 
dann nicht, wenn die alleinerziehende Person verwitwet ist.
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Hinweis: Es bleibt somit bei dem Grundsatz, dass Alleiner-
ziehende den Splittingtarif nur für das Folgejahr des Todes 
ihres Ehe- bzw. Lebenspartners beanspruchen können (sog. 
Witwensplitting), danach fallen sie in den Grundtarif. Allein-
erziehende haben zudem einen Anspruch auf einen jährli-
chen Entlastungsbetrag von 1.908 €, der sich für das zweite 
und jedes weitere Kind noch einmal um jeweils 240 € erhöht. 
Beantragt werden kann der Entlastungsbetrag auf der Anla-
ge Kind zur Einkommensteuererklärung.

LEGASTHENIE: BEHANDLUNGSKOSTEN 

MÜSSEN KORREKT NACHGEWIESEN WERDEN
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Wenn Eltern die Lese- und Rechtschreibschwäche ihres Kin-
des behandeln lassen, können sie die Kosten hierfür häufig als 
außergewöhnliche Belastungen in ihrer Einkommensteuerer-
klärung abrechnen.

Das Bayerische Landesamt für Steuern weist in einer aktuellen 
Verfügung darauf hin, dass die Eltern dem Finanzamt hierfür aber 
die medizinische Notwendigkeit (= Indikation) der Behand-

lung nachweisen müssen - hierfür genügt in der Regel eine 
entsprechende Bestätigung des Arztes.

Hinweis: Die Bescheinigung wird steuerlich jedoch nicht 
anerkannt, wenn in ihr lediglich das Vorliegen der Krankheit  
(= Diagnose) bestätigt wird und kein Hinweis darauf enthal-
ten ist, dass die gewählte Behandlungsmethode auch tat-
sächlich medizinisch notwendig ist.

Fallen die Kosten im Rahmen einer psychotherapeutischen Be-
handlung, einer auswärtigen Unterbringung oder einer wissen-
schaftlich nicht anerkannten Behandlung an, sind die steuerli-
chen Nachweiserfordernisse für die Eltern strenger: In diesem 
Fall erkennt das Finanzamt die Behandlungskosten nur als au-
ßergewöhnliche Belastungen an, wenn ein amtsärztliches Gut-
achten oder eine ärztliche Bescheinigung des Medizinischen 

Dienstes der Krankenversicherung vorgelegt wird. Damit dieser 
Nachweis vom Finanzamt steuerlich anerkannt wird, muss er vor 
dem Beginn der Heilmaßnahme ausgestellt worden sein.

Hinweis: Wissenschaftlich nicht anerkannt sind nach der 

Verfügung unter anderem alternativmedizinische Methoden 
wie Homöopathie, Akupressur, Osteopathie und Kinesiolo-
gie.

Weitere Voraussetzung für den Abzug von Behandlungskosten 

als außergewöhnliche Belastungen ist, dass die Lese-/Recht-

schreibstörung auch tatsächlich auf einer Krankheit beruht. 

Dies ist nicht der Fall, wenn die Störung allein auf das Entwick-
lungsalter des Kindes, eine unterdurchschnittliche Intelligenz, 
eine unangemessene Unterrichtung oder einen Mangel an Lern-
gelegenheiten zurückzuführen ist - in diesen Fällen kommt also 
kein Abzug als außergewöhnliche Belastung in Betracht.

ZAHLUNGSTERMINE STEUERN UND SOZIALVERSICHERUNG

(*) Letzter Tag der Zahlungsschonfrist, nicht für Bar- u. Scheckzahler. Zahlungen mit Scheck sind erst drei Tage nach dessen Eingang bewirkt.
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• Sozialversicherungsbeiträge
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Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung 
kann trotz sorgfältiger Bearbeitung nicht übernommen werden. Zu den be-
handelten Themen wird gerne weitere Auskunft erteilt.
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